Tribunal fédéral — 5F_6/2015 Divorce, étranger H
11°™ Cour de droit civil - U'll
Arrét du 22 mai 2015 (d) Révision aertos

FACULTE DE DROIT

Art. 34, 121 LTF

Composition du tribunal. Récusation (art. 34 al. 2 LTF). La participation a une procédure
antérieure devant le Tribunal fédéral ne constitue pas a elle seule un motif de récusation. Ceci
vaut aussi pour les procédures en révision (cf. arrét 2F_20/2012 du 25.09.2012) (consid. 2).

Motifs de révision. Une erreur de droit n’est pas un motif de révision selon I'art. 121 let. d LTF.
Seuls des faits pertinents contenus dans le dossier antérieurement a la demande en révision
peuvent étre invoqués (consid. 3).

Besetzung

Bundesrichter von Werdt, Prasident,
Bundesrichter Schdbi, Bovey,
Gerichtsschreiber Mockli.

Verfahrensbeteiligte

B.,

vertreten durch Rechtsanwalt Sandor Horvath,
Gesuchstellerin,

gegen

AA.,
vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Jost Schumacher,
Gesuchsgegner,

C.A.,
vertreten durch Rechtsanwalt Paul von Moos,
D.A.,
vertreten durch Rechtsanwalt Paul von Moos.

Gegenstand
Revision des bundesgerichtlichen Urteils 5A_51/2015 vom 25. Mérz 2015.

Sachverhalt:

A.

AA. (geb. 1971) und B. (geb. 1976) haben die drei gemeinsamen Kinder E.A. (geb. 1999), C.A. (geb.
2001) und D.A. (geb. 2004).

Mit Scheidungsurteil vom 19. Juni 2013 brachte das Bezirksgericht U. (Ungarn) den Sohn E.A. beim
Vater und die beiden Tochter bei der Mutter unter. Mit Berufungsurteil vom 17. Oktober 2013 teilte
der Gerichtshof Székesfehérvar die Obsorge liber die beiden Tochter dem Vater zu; es verpflichtete
die Mutter, diese innerhalb von 15 Tagen an den Vater zu tbergeben.

Bereits am 4. September 2013 hatte die Mutter die Téchter C.A. und D.A. ohne Zustimmung des
Vaters in die Schweiz verbracht.

Am 31. Januar 2014 stellte der Vater in Ungarn einen Antrag auf Anerkennung und Vollstreckung des
Entscheides des Gerichtshofes Székesfehérvar. Mit Gesuch vom 14. Mai 2014 verlangte er beim
Kantonsgericht Luzern die Anerkennung und Vollstreckung des genannten Urteils, die
Wiederherstellung seines Sorgerechtes (iber die Kinder C.A. und D.A., die Riickgabe der beiden



Kinder sowie die Sicherstellung der Riickgabe fiir den Fall der Bewilligung der Vollstreckung.
Mit Entscheid vom 29. Dezember 2014 wies das Kantonsgericht Luzern das Gesuch ab.

B.

In dahingehender Gutheissung der Beschwerde des Vaters vom 20. Januar 2015 anerkannte das
Bundesgericht mit Urteil 5A 51/2015 vom 25. Marz 2015 das Urteil des Gerichtshofes
Székesfehérvar vom 17. Oktober 2013 und erklarte es fir vollstreckbar, unter Riickweisung der Sache
an das Kantonsgericht Luzern fiir die Organisation und den Vollzug der Rickfihrung von C.A. und
D.A.

Mit Entscheid vom 30. April 2015 regelte das Kantonsgericht Luzern die Rickfliihrung von C.A. und
D.A. nach Ungarn.

C.

Gegen das bundesgerichtliche Urteil 5A 51/2015 hat die Mutter am 24. April 2015 ein
Revisionsgesuch eingereicht mit den Begehren um dessen Aufhebung und Abweisung der
Beschwerde des Vaters vom 20. Januar 2015 bzw. Bestatigung des Entscheides des Kantonsgerichts
Luzern vom 29. Dezember 2014, um Aufschiebung des Vollzuges des Urteils 5A_51/2015 und
Anweisung des Kantonsgerichts, einen allfdlligen zwischenzeitlichen Vollstreckungsentscheid
aufzuheben.

Mit Verfiigung vom 27. April 2015 wurde angeordnet, dass bis zum Entscheid Gber das Gesuch um
aufschiebende Wirkung alle Vollzugsvorkehrungen zu unterbleiben haben.

Mit Schreiben vom 29. April 2015 reichte der Kindesvertreter seine Eingabe vom 10. April 2015 an
das Kantonsgericht Luzern betreffend Rickfihrungsmodalitdten und Haltung der Kinder zu den
Akten, unter Verzicht auf eine weitergehende Stellungnahme.

Mit Stellungnahme vom 5. Mai 2015 stellte der Vater die Begehren, auf das Revisionsgesuch sei
nicht einzutreten, eventualiter sei es abzuweisen und subeventualiter sei die Sache umgehend zu
entscheiden, unter Bestatigung des Urteils 5A_51/2015.

Mit Schreiben vom 5. Mai 2015 gab das Kantonsgericht Luzern den zwischenzeitlich ergangenen
Vollzugsentscheid zu den Akten und verzichtete auf eine Stellungnahme zum Revisionsgesuch.

Mit Schreiben vom 12. Mai 2015 verzichtete der Vater auf weitere Stellungnahmen.

Mit Replik vom 15. Mai 2015 nahm die Mutter Stellung zu den Vorbringen des Vaters und
bekréaftigte ihre Revisionsbegehren.

Nach Eingang der Replik der gesuchstellenden Mutter und dem allseitigen Verzicht der anderen
Beteiligten auf weitere Ausserungen ist die Sache spruchreif.

Erwagungen:

1.

Angefochten ist innert der Frist von Art. 124 Abs. 1 lit. b BGG das bundesgerichtliche Urteil
5A_51/2015. In drei Punkten wird Art. 121 lit. d BGG als Revisionsgrund angefiihrt (dazu E. 4, 6 und
7) und in einem dieser Punkte zusatzlich Art. 123 Abs. 2 lit. a BGG (dazu E. 5). Auf die
Eintretensvoraussetzungen ist jeweils im Sachzusammenhang einzugehen.

2.



Die Gesuchstellerin macht unter dem Titel "Ausstand" geltend, die Beurteilung der
Revisionsbegehren in gleicher Besetzung setze die absolute Bereitschaft voraus, noch einmal
vollkommen unvoreingenommen und unabhdngig zu entscheiden; es sei menschlich, wenn
Bundesrichter und Gerichtsschreiber ein personliches Interesse daran haben kodnnten, jene
Argumente, die fiir eine Abweisung der Revision sprechen, hoher zu gewichten als jene, die zu deren
Gutheissung fiihren wirden.

Mit ihren Vorbringen insinuiert die Gesuchstellerin, dass die am Urteil 5A 51/2015 beteiligten
Richter und der Gerichtsschreiber innerlich nicht frei seien, neutral tGber das Revisionsgesuch zu
entscheiden. Sie verzichtet aber explizit auf ein férmliches Ausstandsbegehren, erwartet indes von
den Gerichtsmitgliedern, sich mit den unterbreiteten Fragen zu befassen.

Gemadss Art. 34 Abs. 2 BGG bildet die Mitwirkung in einem friiheren Verfahren des Bundesgerichts
fiir sich allein keinen Ausstandsgrund. Dies gilt nicht nur fiir erneute Beschwerdeverfahren,
sondern auch fiir Revisionsverfahren (Urteil 2F_20/2012 vom 25. September 2012 E. 1.2), welche
praxisgemass in gleicher Besetzung beurteilt werden, soweit nicht besondere Griinde vorliegen,
welche ein Abweichen von der Regel rechtfertigen (Urteil 2F_11/2011 vom 9. August 2011 E. 1
m.w.H.). Die Beschwerdefiihrerin nennt entgegen Art. 36 Abs. 1 BGG keine solchen Griinde und stellt
explizit kein formliches Ablehnungsbegehren. Es ist mithin praxisgemass in gleicher Besetzung Utber
das Revisionsgesuch zu befinden.

3.
Gemass Art. 121 lit. d BGG kann die Revision eines bundesgerichtlichen Entscheides verlangt werden,
wenn das Gericht in den Akten liegende erhebliche Tatsachen aus Versehen nicht beriicksichtigt hat.

Aus der Legaldefinition folgt erstens, dass mit dem Revisionsgrund von Art. 121 lit. d BGG keine
Rechtsfehler geltend gemacht werden konnen - und mag die rechtliche Wiirdigung eines
Sachverhaltes von den Parteien noch so als falsch empfunden werden (ESCHER, Basler Kommentar,
N. 9 zu Art. 121 BGG) -, wobei es auch nicht méglich ist, eine Verweigerung des rechtlichen Gehors
u.a. geltend zu machen (Urteil 2F_20/2012 vom 25. September 2012 E. 2.1). Vielmehr miissen sich
die Riigen auf Tatsachen beziehen, und zwar auf solche, welche sich bereits in den Akten befunden
haben, denn die Revision dient nicht dazu, neue Sachverhaltsbehauptungen aufzustellen oder
Versdumtes nachzuholen (Urteile 4A_189/2010 vom 19. Oktober 2010 E. 3; 5F_6/2007 vom 7. April
2008 E. 2.3). Zweitens miissen die aktenkundigen Tatsachen "wesentlich" sein, was dann zutrifft,
wenn die Beriicksichtigung zugunsten der Gesuchstellerin zu einer anderen Entscheidung gefiihrt
hdtte (BGE 122 Il 17 E. 3 S. 19; Urteil 2F_20/2012 vom 25. September 2012 E. 2.1). Wurden
hingegen fiir den Ausgang des bundesgerichtlichen Verfahrens nicht entscheidende Tatsachen im
Urteil nicht ausdriicklich erwahnt, so liegt kein Revisionsgrund gemass Art. 121 lit. d BGG vor (BGE
127 V 353 E. 5b S. 358; Urteile 5F_2/2014 vom 4. Februar 2014 E. 3.2; 1F_10/2007 vom 2. Oktober
2007 E. 4.1). Drittens ist festzuhalten, dass ein "Versehen" im Sinn der Bestimmung vorliegt, wenn
das Gericht eine Tatsache oder ein bestimmtes Aktenstiick iibersehen oder mit einem falschen
Wortlaut wahrgenommen hat. Kein Revisionsgrund liegt jedoch vor, wenn die Tatsache oder das
Aktenstiick in der ausseren Erscheinung richtig wahrgenommen wurde und bloss eine
unzutreffende beweismassige oder rechtliche Wiirdigung vorgenommen worden ist (BGE 122 1l 17
E. 3 S. 18 f.; Urteile 2F_20/2012 vom 25. September 2012 E. 2.1; 4F_1/2007 vom 13. Mirz 2007 E.
6.1).

4,
Als Hauptpunkt bringt die Gesuchstellerin vor, es sei die in den Akten liegende tatsachlich erwiesene

Gefahr eines "double return" und einer Trennung der Geschwister nicht bericksichtigt worden.

4.1. Die Gesuchstellerin hatte im Verfahren 5A_51/2015 im Zusammenhang mit Art. 10 Abs. 1 lit. a



des Europédischen Sorgerechtsiibereinkommens (ESU, SR 0.211.230.01) behauptet, die dltere Tochter
werde bald 14-jahrig und sie werde dann gestiitzt auf § 74 des ungarischen Familiengesetzbuches
sofort ein Gesuch um Verlegung des Aufenthaltsortes stellen und die ungarische Behérde werde
dieses Gesuch umgehend gutheissen, so dass ein "double return" drohe (Beschwerdeantwort vom 6.
Marz 2015, S. 15; Urteil 5A_51/2015, E. 5.3).

Das Bundesgericht hat zu diesem Vorbringen, dem das Kantonsgericht sinngemass gefolgt war, in E.
5.3 des Urteils 5A_51/2015 erwogen, dass in Ungarn seit dem 15. Marz 2014 das neue Birgerliche
Gesetzbuch in Kraft sei, welches das Familiengesetzbuch abgeldst habe. Gemass § 4:152 Abs. 4 BGB
koénne ein Kind, das sein 16. Lebensjahr vollendet habe, den Wohnsitz der Eltern oder einen anderen
durch die Eltern bezeichneten Aufenthaltsort mit Zustimmung der Vormundschaftsbehdrde ohne
Einwilligung der Eltern verlassen, falls dies nicht im Gegensatz zu seinen Interessen stehe. Eine
Spekulation dariiber, was die Madchen nach Erreichen ihres 16. Lebensjahres entscheiden wirden,
kénne keine offensichtliche Unvereinbarkeit mit den hiesigen familienrechtlichen Grundwerten im
Sinn von Art. 10 Abs. 1 lit. a ESU begriinden.

4.2. Die Gesuchstellerin macht geltend, das Bundesgericht habe lbersehen, dass § 4:171 Abs. 4 BGB
und nicht § 4:152 Abs. 4 BGB die Nachfolgenorm von § 74 des Familiengesetzbuches sei. Nach dieser
Bestimmung misse das Gericht das Kind anhoren und kdnne eine Entscheidung, soweit es sein 14.
Lebensjahr vollendet habe, in Bezug auf die elterliche Sorge und seine Unterbringung mit seinem
Einverstandnis getroffen werden, ausser wenn die Wahl des Kindes seine Entwicklung gefahrde.

Die Gesuchstellerin behauptet, dabei gehe es nicht etwa um Rechtsanwendung; vielmehr beschlage
die Feststellung des ausldndischen Rechts eine Tatsache. Ein Auszug aus dem ungarischen
Familiengesetzbuch habe in den Akten gelegen und somit, wenigstens virtuell, auch das neue
Birgerliche Gesetzbuch als Nachfolgeordnung. Dass das Bundesgericht versehentlich § 4:152 Abs. 4
BGB statt § 4:171 Abs. 4 BGB als Nachfolgenorm von § 74 Familiengesetzbuch angesehen habe, sei
ein wesentliches Versehen aktenkundiger Tatsachen, denn bei Anwendung von § 4:171 Abs. 4 BGB
liege auf der Hand, dass es zum "double return" komme.

4.3. Entgegen der Ansicht der Gesuchstellerin geht es nicht um Tatsachen und schon gar nicht um
Aktenstellen, welche libersehen worden sind, sondern um Rechtsanwendung. Dabei handelt es sich
nicht um eine Anwendung auslandischen Rechts im Sinn von Art. 16 IPRG, weil das ungarische Recht
nicht als Sachrecht angewandt wurde, sondern einzig im Zusammenhang mit der Beantwortung der
Frage, ob der Ausschlussgrund von Art. 10 Abs. 1 lit. a ESU gegeben sein kdnnte. Nichtsdestoweniger
handelte es sich aber um reine Rechtsanwendung, wie dies auch bei Art. 16 IPRG der Fall ist. Dort
wendet der Richter das auslandische Recht nicht nur in den nicht vermdgensrechtlichen, sondern
selbst bei vermogensrechtlichen Angelegenheiten nach dem Grundsatz "iura novit curia" von Amtes
wegen an (BGE 121 IIl 436 E. 5a S. 438; 135 Il 562 E. 3.2 S. 564; KELLER/GIRSBERGER, Zlrcher
Kommentar, N. 18 und 34 zu Art. 16 IPRG; MACHLER-ERNE/WOLF-METTIER, Basler Kommentar, N. 1,
5 und 15 zu Art. 16 IPRG). Der Unterschied besteht einzig darin, dass es dem Richter in
vermogensrechtlichen Angelegenheiten erlaubt ist, die Parteien zur Mitwirkung bei der Eruierung
des ausldndischen Rechtes anzuhalten ( KELLER/GIRSBERGER, a.a.0., N. 20 zu Art. 16 IPRG;
MACHLER-ERNE/WOLF-METTIER, a.a.0., N. 1, 5,9, 11 und 13 zu Art. 16 IPRG), wobei es sich nicht um
einen Tatsachenbeweis handelt, weil auslandisches Recht auch in vermoégensrechtlichen
Angelegenheiten Normcharakter hat (BGE 138 Ill 232 E. 4.2.4 S. 237). Ein Revisionsgrund im Sinn von
Art. 121 lit. d BGG ist mithin nicht gegeben (vgl. E. 3 und dortige Hinweise), umso weniger als es um
eine nicht vermogensrechtliche Angelegenheit ging.

Obschon dies nach dem Gesagten nicht Thema des Revisionsverfahrens sein kann, ist der

Vollstandigkeit halber festzuhalten, dass das Bundesgericht im Urteil 5A_51/2015 nicht auf eine
falsche, sondern auf die topische Norm des ungarischen Rechts abgestellt hat. Es mag zutreffen, dass

4



§ 4:171 Abs. 4 BGB und nicht § 4:152 Abs. 4 BGB die Nachfolgenorm von § 74 Familiengesetzbuch ist.
Die Gesuchstellerin hatte jedoch in ihrer Beschwerde behauptet, dass die altere Tochter nach
Erreichen des 14. Altersjahr in Ungarn ein Verfahren einleiten werde, wobei diese schon mit dem
ungarischen Anwalt Kontakt aufgenommen habe, und dass die ungarische Behorde ihr den Wechsel
des Aufenthaltsortes umgehend erlauben werde (Beschwerdeantwort, S. 15). Ab wann es den
Tochtern moglich ist, ein eigenes Verfahren einzuleiten, wird von § 4:152 Abs. 4 BGB geregelt. Der
von der Gesuchstellerin nunmehr angefiihrte § 4:171 Abs. 4 BGB ist systematisch im Kapitel XVIII.2
"Gerichtliche Regelung der Auslbung der elterlichen Sorge" eingeordnet und betrifft das
Sorgerechtsverfahren, welches der eine Elternteil gegen den anderen eingeleitet hat. Dass ein
solches in Ungarn hangig ware - abgesehen von demjenigen bei der Kuria, wozu sich das
Bundesgericht in E. 4.3 des Urteils 5A_51/2015 gedussert hat - oder von einem Elternteil demnéchst
ein neues Verfahren eingeleitet wiirde, wurde im Verfahren 5A_51/2015 nie behauptet.

5.

Die Gesuchstellerin macht weiter geltend, das Bundesgericht habe im Urteil 5A_51/2015 von sich aus
das zwischenzeitlich in Kraft getretene ungarische BGB bzw. dessen § 4:152 Abs. 4 als neue Tatsache
eingefiihrt und den kantonsgerichtlich festgestellten Sachverhalt entsprechend korrigiert, ohne ihr zu
dieser Frage vorgangig das rechtliche Gehor gewéahrt zu haben. Sie habe von der Gesetzesdanderung
in Ungarn nicht wissen miissen und erst aufgrund des bundesgerichtlichen Urteils davon Kenntnis
erhalten. Sie habe folglich erst nachtraglich von einer erheblichen Tatsache erfahren bzw. ein
entscheidendes Beweismittel aufgefunden, weshalb in diesem Zusammenhang auch der
Revisionsgrund von Art. 123 Abs. 2 lit. a BGG gegeben sei.

Wie in E. 4 ausgefihrt, geht es beim ungarischen BGB um Rechtsanwendung und nicht um die
Feststellung von Tatsachen. Auch ein neues Gesetz hat Norm-, nicht Tatsachencharakter. Der
Revisionsgrund von Art. 123 Abs. 1 lit. a BGG ist somit nicht gegeben.

6.

Die Gesuchstellerin macht ferner geltend, das Bundesgericht habe die Aussagen der beiden Madchen
falsch gewiirdigt, indem es nicht von einem eigentlichen Widersetzen ausgegangen sei. So hatten sie
anlasslich der Anhorung ausgesagt, sowieso hier zu bleiben und sich nicht vorstellen zu kdnnen, beim
Vater zu wohnen (D.A.), bzw. keinen Kontakt mit ihm zu wollen, ihn nicht zu vermissen und nicht in
Ungarn bei ihm leben zu wollen (C.A.). Sodann habe ihm C.A. in einer E-Mail vom 20. Oktober 2013
geschrieben, sie reise nicht, sondern bleibe hier, und D.A. habe ihm in einer E-Mail vom 12.
November 2013 geschrieben, dass sie in der Schweiz bleibe und es nicht die Mutter sei, die sie nicht
gehen lasse. Daraus ergebe sich klar, dass sich die Madchen einer Riickfiihrung widersetzen wiirden,
und das Bundesgericht habe diese Tatsachen aus Versehen nicht beriicksichtigt, denn sonst hatte es
zum Schluss kommen missen, dass eine Riickfiihrung nicht zuldssig sei.

Das Bundesgericht hat sich insbesondere in E. 6.2 des Urteils 5A_51/2015 ausfihrlich mit den
Ausserungen der Kinder befasst. Es ist dem Gericht keineswegs entgangen, dass sie den Wunsch
dusserten, in der Schweiz zu bleiben und nicht nach Ungarn zum Vater zurlickzukehren. Das
Bundesgericht hat auch die Konstanz der Meinungsdusserung explizit erwahnt, diese aber in den
Kontext der Losung des offensichtlichen Loyalitdtskonfliktes gestellt. Dabei wurden in E. 6.1 und 6.2
des Urteils 5A_51/2015 insbesondere die Anhdrungsprotokolle beider Madchen ausdriicklich
aufgefiihrt und auch die E-Mails, mit welchen sie den Vater haben wissen lassen, dass sie nicht zu
ihm nach Ungarn zurlickkehren wollen. Das Bundesgericht hat alle diese Aktenstiicke vollumfanglich
zur Kenntnis genommen und es geht ausschliesslich um deren inhaltliche Wirdigung, die nicht
Gegenstand der Revision sein kann (vgl. E. 3 und dortige Hinweise).

7.
Die Gesuchstellerin macht schliesslich geltend, das ESU setze ein unzuléssiges Verbringen ins Ausland



voraus. Indes sei das Berufungsurteil des Gerichtshofes Székesfehérvar nach der Abreise in die
Schweiz ergangen, weshalb kein unrechtmassiges Verbringen im Sinn von Art. 12 i.V.m. Art. 1 lit. d
ESU vorliege, denn das Berufungsurteil enthalte keine entsprechende nachtrégliche Erklarung. Als
Rechtsfolge ergebe sich, dass das ESU gar nicht anwendbar sei bzw. alle Versagensgriinde nach Art.
10 ESU zur Anwendung kommen kdnnten, also auch Art. 10 Abs. 1 lit. b ESU. Das Bundesgericht habe
diese in den Akten liegenden Tatsachen aus Versehen nicht beriicksichtigt.

Die Ausfihrungen beschlagen weitgehend die Rechtsanwendung. (Beweiswirdigenden)
Tatsachencharakter hat einzig, dass das Bundesgericht davon ausgegangen ist, das Berufungsurteil
des Gerichtshofes Székesfehérvar habe nachtraglich die Widerrechtlichkeit festgestellt und die
Gesuchstellerin zur Herausgabe der Kinder verpflichtet (vgl. E. 4.2 des Urteil 5A_51/2015). Die
Verpflichtung der Gesuchstellerin zur Herausgabe der Kinder an den Vater innerhalb von 15 Tagen
wurde auch im Sachverhaltsteil erwahnt (vgl. Lit. A des Urteils 5A_51/2015). Wenn die
Gesuchstellerin bei der Auslegung des Berufungsurteils zu einem anderen Schluss kommt, so betrifft
dies aber nicht die Wahrnehmung des Aktenstiickes, sondern dessen Wirdigung, welche nicht zum
Gegenstand der Revision gemacht werden kann (vgl. E. 3 und dortige Hinweise).

Nur der Vollstandigkeit halber ist festzuhalten, dass eine - der Revision nicht zugangliche -
Wiirdigung des Urteils des Gerichtshofes Székesfehérvdr, so wie die Gesuchstellerin dieses
verstanden haben mdchte, im Ubrigen nicht "wesentlich" im Sinn von Art. 121 lit. d BGG wire. Das
Bundesgericht hat in E. 4.2 des Urteils 5A_51/2015 erwogen, dass selbst wenn die Gesuchstellerin
entsprechend ihren Vorbringen von der (nicht gegebenen) Rechtskraft des erstinstanzlichen Urteils
des Bezirksgerichts U. hatte ausgehen dirfen, das Verbringen der Kinder widerrechtlich im Sinn von
Art. 8 ESU gewesen wire, weil im erstinstanzlichen Urteil das Aufenthaltsbestimmungsrecht nicht
geregelt worden sei und die Eltern dieses folglich nach § 72/B des damals noch einschlagigen
Familiengesetzbuches gemeinsam ausgelbt hatten, weshalb flr die Ausreise die Zustimmung des
Gesuchsgegners erforderlich gewesen wére, was auch das Ministerium fiir Offentliche Verwaltung
und Justiz von Ungarn bestéatigt habe. Die Widerrechtlichkeit des Verbringens war mithin nicht von
der - nach der Wirdigung des Bundesgerichts erfolgten - Feststellung im Berufungsurteil abhangig,
sondern so oder anders gegeben.

8.
Zusammenfassend ergibt sich, dass das Revisionsgesuch abzuweisen ist, soweit darauf eingetreten
werden kann.

Mit dem Entscheid tiber das Revisionsgesuch wird die Beurteilung des Gesuches um aufschiebende
Wirkung (welche mit Verfiigung vom 27. April 2015 superprovisorisch erteilt wurde, vgl. Lit. C)
gegenstandslos.

Gemaiss Art. 5 Abs. 3 ESU ist das Verfahren kostenlos und sind die Kosten der beigezogenen
Rechtsanwalte zu vergliten. Dies muss auch flir das Revisionsverfahren gelten, zumal Art. 14 BG-KKE
festhalt, dass sich die Kostenlosigkeit gemass Art. 26 HKU und Art. 5 Abs. 3 ESU auf sdmtliche
Gerichts- und Vollstreckungsverfahren in den Kantonen und auf Bundesebene bezieht.

Demnach erkennt das Bundesgericht:

1.
Das Revisionsgesuch wird abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist.



Es werden keine Kosten erhoben.

3.

Flr das Revisionsverfahren werden die Rechtsanwilte Sandor Horvath und Jost Schumacher mit je
Fr. 1'500.-- sowie Rechtsanwalt Paul von Moos mit Fr. 500.-- aus der Gerichtskasse entschadigt.

4,

Dieses Urteil wird den Parteien, C.A., D.A., dem Kantonsgericht Luzern, 2. Abteilung, und dem
Bundesamt fir Justiz Zentralbehorde fir Kindesentflihrungen schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 22. Mai 2015

Im Namen der Il. zivilrechtlichen Abteilung
des Schweizerischen Bundesgerichts

Der Prasident: von Werdt

Der Gerichtsschreiber: Mockli
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	In dahingehender Gutheissung der Beschwerde des Vaters vom 20. Januar 2015 anerkannte das Bundesgericht mit Urteil 5A_51/2015 vom 25. März 2015 das Urteil des Gerichtshofes Székesfehérvár vom 17. Oktober 2013 und erklärte es für vollstreckbar, unter R...
	Mit Entscheid vom 30. April 2015 regelte das Kantonsgericht Luzern die Rückführung von C.A. und D.A. nach Ungarn.
	C.
	Gegen das bundesgerichtliche Urteil 5A_51/2015 hat die Mutter am 24. April 2015 ein Revisionsgesuch eingereicht mit den Begehren um dessen Aufhebung und Abweisung der Beschwerde des Vaters vom 20. Januar 2015 bzw. Bestätigung des Entscheides des Kanto...
	Mit Verfügung vom 27. April 2015 wurde angeordnet, dass bis zum Entscheid über das Gesuch um aufschiebende Wirkung alle Vollzugsvorkehrungen zu unterbleiben haben.
	Mit Schreiben vom 29. April 2015 reichte der Kindesvertreter seine Eingabe vom 10. April 2015 an das Kantonsgericht Luzern betreffend Rückführungsmodalitäten und Haltung der Kinder zu den Akten, unter Verzicht auf eine weitergehende Stellungnahme.
	Mit Stellungnahme vom 5. Mai 2015 stellte der Vater die Begehren, auf das Revisionsgesuch sei nicht einzutreten, eventualiter sei es abzuweisen und subeventualiter sei die Sache umgehend zu entscheiden, unter Bestätigung des Urteils 5A_51/2015.
	Mit Schreiben vom 5. Mai 2015 gab das Kantonsgericht Luzern den zwischenzeitlich ergangenen Vollzugsentscheid zu den Akten und verzichtete auf eine Stellungnahme zum Revisionsgesuch.
	Mit Schreiben vom 12. Mai 2015 verzichtete der Vater auf weitere Stellungnahmen.
	Mit Replik vom 15. Mai 2015 nahm die Mutter Stellung zu den Vorbringen des Vaters und bekräftigte ihre Revisionsbegehren.
	Nach Eingang der Replik der gesuchstellenden Mutter und dem allseitigen Verzicht der anderen Beteiligten auf weitere Äusserungen ist die Sache spruchreif.
	Erwägungen:
	1.
	Angefochten ist innert der Frist von Art. 124 Abs. 1 lit. b BGG das bundesgerichtliche Urteil 5A_51/2015. In drei Punkten wird Art. 121 lit. d BGG als Revisionsgrund angeführt (dazu E. 4, 6 und 7) und in einem dieser Punkte zusätzlich Art. 123 Abs. 2 ...
	2.
	Die Gesuchstellerin macht unter dem Titel "Ausstand" geltend, die Beurteilung der Revisionsbegehren in gleicher Besetzung setze die absolute Bereitschaft voraus, noch einmal vollkommen unvoreingenommen und unabhängig zu entscheiden; es sei menschlich,...
	Mit ihren Vorbringen insinuiert die Gesuchstellerin, dass die am Urteil 5A_51/2015 beteiligten Richter und der Gerichtsschreiber innerlich nicht frei seien, neutral über das Revisionsgesuch zu entscheiden. Sie verzichtet aber explizit auf ein förmlic...
	Gemäss Art. 34 Abs. 2 BGG bildet die Mitwirkung in einem früheren Verfahren des Bundesgerichts für sich allein keinen Ausstandsgrund. Dies gilt nicht nur für erneute Beschwerdeverfahren, sondern auch für Revisionsverfahren (Urteil 2F_20/2012 vom 25. S...
	3.
	Gemäss Art. 121 lit. d BGG kann die Revision eines bundesgerichtlichen Entscheides verlangt werden, wenn das Gericht in den Akten liegende erhebliche Tatsachen aus Versehen nicht berücksichtigt hat.
	Aus der Legaldefinition folgt erstens, dass mit dem Revisionsgrund von Art. 121 lit. d BGG keine Rechtsfehler geltend gemacht werden können - und mag die rechtliche Würdigung eines Sachverhaltes von den Parteien noch so als falsch empfunden werden (ES...
	4.
	Als Hauptpunkt bringt die Gesuchstellerin vor, es sei die in den Akten liegende tatsächlich erwiesene Gefahr eines "double return" und einer Trennung der Geschwister nicht berücksichtigt worden.
	4.1. Die Gesuchstellerin hatte im Verfahren 5A_51/2015 im Zusammenhang mit Art. 10 Abs. 1 lit. a des Europäischen Sorgerechtsübereinkommens (ESÜ, SR 0.211.230.01) behauptet, die ältere Tochter werde bald 14-jährig und sie werde dann gestützt auf § 74 ...
	Das Bundesgericht hat zu diesem Vorbringen, dem das Kantonsgericht sinngemäss gefolgt war, in E. 5.3 des Urteils 5A_51/2015 erwogen, dass in Ungarn seit dem 15. März 2014 das neue Bürgerliche Gesetzbuch in Kraft sei, welches das Familiengesetzbuch ab...
	4.2. Die Gesuchstellerin macht geltend, das Bundesgericht habe übersehen, dass § 4:171 Abs. 4 BGB und nicht § 4:152 Abs. 4 BGB die Nachfolgenorm von § 74 des Familiengesetzbuches sei. Nach dieser Bestimmung müsse das Gericht das Kind anhören und könne...
	Die Gesuchstellerin behauptet, dabei gehe es nicht etwa um Rechtsanwendung; vielmehr beschlage die Feststellung des ausländischen Rechts eine Tatsache. Ein Auszug aus dem ungarischen Familiengesetzbuch habe in den Akten gelegen und somit, wenigstens ...
	4.3. Entgegen der Ansicht der Gesuchstellerin geht es nicht um Tatsachen und schon gar nicht um Aktenstellen, welche übersehen worden sind, sondern um Rechtsanwendung. Dabei handelt es sich nicht um eine Anwendung ausländischen Rechts im Sinn von Art....
	Obschon dies nach dem Gesagten nicht Thema des Revisionsverfahrens sein kann, ist der Vollständigkeit halber festzuhalten, dass das Bundesgericht im Urteil 5A_51/2015 nicht auf eine falsche, sondern auf die topische Norm des ungarischen Rechts abgest...
	5.
	Die Gesuchstellerin macht weiter geltend, das Bundesgericht habe im Urteil 5A_51/2015 von sich aus das zwischenzeitlich in Kraft getretene ungarische BGB bzw. dessen § 4:152 Abs. 4 als neue Tatsache eingeführt und den kantonsgerichtlich festgestellten...
	Wie in E. 4 ausgeführt, geht es beim ungarischen BGB um Rechtsanwendung und nicht um die Feststellung von Tatsachen. Auch ein neues Gesetz hat Norm-, nicht Tatsachencharakter. Der Revisionsgrund von Art. 123 Abs. 1 lit. a BGG ist somit nicht gegeben.
	6.
	Die Gesuchstellerin macht ferner geltend, das Bundesgericht habe die Aussagen der beiden Mädchen falsch gewürdigt, indem es nicht von einem eigentlichen Widersetzen ausgegangen sei. So hätten sie anlässlich der Anhörung ausgesagt, sowieso hier zu blei...
	Das Bundesgericht hat sich insbesondere in E. 6.2 des Urteils 5A_51/2015 ausführlich mit den Äusserungen der Kinder befasst. Es ist dem Gericht keineswegs entgangen, dass sie den Wunsch äusserten, in der Schweiz zu bleiben und nicht nach Ungarn zum V...
	7.
	Die Gesuchstellerin macht schliesslich geltend, das ESÜ setze ein unzulässiges Verbringen ins Ausland voraus. Indes sei das Berufungsurteil des Gerichtshofes Székesfehérvár nach der Abreise in die Schweiz ergangen, weshalb kein unrechtmässiges Verbrin...
	Die Ausführungen beschlagen weitgehend die Rechtsanwendung. (Beweiswürdigenden) Tatsachencharakter hat einzig, dass das Bundesgericht davon ausgegangen ist, das Berufungsurteil des Gerichtshofes Székesfehérvár habe nachträglich die Widerrechtlichkeit...
	Nur der Vollständigkeit halber ist festzuhalten, dass eine - der Revision nicht zugängliche - Würdigung des Urteils des Gerichtshofes Székesfehérvár, so wie die Gesuchstellerin dieses verstanden haben möchte, im Übrigen nicht "wesentlich" im Sinn von...
	8.
	Zusammenfassend ergibt sich, dass das Revisionsgesuch abzuweisen ist, soweit darauf eingetreten werden kann.
	Mit dem Entscheid über das Revisionsgesuch wird die Beurteilung des Gesuches um aufschiebende Wirkung (welche mit Verfügung vom 27. April 2015 superprovisorisch erteilt wurde, vgl. Lit. C) gegenstandslos.
	Gemäss Art. 5 Abs. 3 ESÜ ist das Verfahren kostenlos und sind die Kosten der beigezogenen Rechtsanwälte zu vergüten. Dies muss auch für das Revisionsverfahren gelten, zumal Art. 14 BG-KKE festhält, dass sich die Kostenlosigkeit gemäss Art. 26 HKÜ und...
	Demnach erkennt das Bundesgericht:
	1.
	Das Revisionsgesuch wird abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist.
	2.
	Es werden keine Kosten erhoben.
	3.
	Für das Revisionsverfahren werden die Rechtsanwälte Sandor Horvath und Jost Schumacher mit je Fr. 1'500.-- sowie Rechtsanwalt Paul von Moos mit Fr. 500.-- aus der Gerichtskasse entschädigt.
	4.
	Dieses Urteil wird den Parteien, C.A., D.A., dem Kantonsgericht Luzern, 2. Abteilung, und dem Bundesamt für Justiz Zentralbehörde für Kindesentführungen schriftlich mitgeteilt.
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